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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Rechtsangleichung in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Richtlinie (EWG) des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für Speiseeis. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 10. Sep- 
tember 1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude; Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Vorschlag für 

eine Richtlinie (EWG) des Rates 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten für Speiseeis 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die in einigen Mitgliedstaaten geltenden Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften legen die Zusammen- 
setzung und die Fabrikationsmerkmale für Speiseeis 
fest und schreiben besondere Regeln für seine Eti- 
kettierung vor. Diese Bestimmungen sind in den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten unterschiedlich. 

Die Unterschiede zwischen diesen Rechtsvorschrif- 
ten zwingen die Hersteller von Speiseeis in der Ge- 
meinschaft, ihre Produktion nach dem Mitgliedstaat, 
für den sie bestimmt ist, zu differenzieren; sie be- 
hindern daher den Handel mit diesen Erzeugnissen 
und haben folglich einen unmittelbaren Einfluß auf 
die Errichtung und das Funktionieren des Gemein- 
samen Marktes. 

Die Vermarktung von Speiseeis, das pathogene 
Keime oder deren Gifte enthält, kann nicht geduldet 
werden. Ein geringer Gehalt an aeroben, mesophilen 
Bazillusarten ist ein Indiz dafür, daß ein Speiseeis 
von guter bakteriologischer Qualität ist und unter 
guten Herstellungsbedingungen verarbeitet wurde. 
Die Feststellung eines höheren Gesamtgehaltes an 
diesen Keimen bedeutet nicht zwangsläufig, daß die 
untersuchte Ware gesundheitsgefährlich ist. Unter 
diesen Umständen ist für diesen Gesamtgehalt an 
aeroben, mesophilen Bazillusarten ein Grenzwert 
festzusetzen, bei dessen Überschreitung für die Kon- 
trollbehörden der Punkt gekommen ist, an dem sie 
bei den Beteiligten darauf hinzuwirken haben, daß 
die Gründe für diese Lage sobald wie möglich besei- 
tigt werden, dessen Überschreitung jedoch nicht 
ohne weiteres Zwangsmaßnahmen auslöst. 

Unbeschadet des Erlasses von Gemeinschaftsvor- 
schriften dürfen bis zur Anwendung dieser Gemein- 
schaftsvorschriften durch einzelstaatliche Bestim- 
mungen, insbesondere über die Herstellung und den 
Handel mit fermentierten Milcherzeugnissen, über 
die Lebensmittelhygiene, die mit Lebensmitteln in 
Kontakt kommenden Stoffe und die Etikettierung 


keine Hindernisse für den freien Verkehr von Spei- 
seeis entstehen. 

Die Festlegung der Einzelheiten für die Probeent- 
nahme und der Analysemethoden, die zur Kontrolle 
der Zusammensetzung und der Fabrikationsmerk- 
male von Speiseeis erforderlich sind, sowie etwaige 
Änderungen oder Ergänzungen auf Grund der Er- 
gebnisse der wissenschaftlichen und technischen For- 
schung in dem Verzeichnis der Stoffe, die während 
der Herstellung hinzugefügt werden dürfen, sind 
technische Durchführungsmaßnahmen; zur Verein- 
fachung und Beschleunigung des Verfahrens ist der 
Erlaß dieser Maßnahmen der Kommission zu über- 
tragen. 

In allen Fällen, in denen der Rat der Kommission 
Befugnisse zur Durchführung der für Lebensmittel 
geltenden Vorschriften überträgt, ist ein Verfahren 
vorzusehen, das eine enge Zusammenarbeit zwischen 
den Mitgliedstaaten und der Kommission in dem mit 
Entscheidung des Rates Nr. 69/414/EWG vom 
13. November 1969 eingesetzten Ständigen Ausschuß 
für Lebensmittel gewährleistet — ■ 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Speiseeis im Sinne dieser Richtlinie sind die in 
Anhang I, Kapitel 1, definierten Erzeugnisse. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten treffen alle zweckdienlichen 
Maßnahmen, damit Speiseeis nur in den Verkehr 
gebracht werden kann, wenn die Bestimmungen die- 
ser Richtlinie und ihrer Anhänge erfüllt sind. 

Artikel 3 

Die Bezeichnungen der einzelnen in Anhang I 
Kapitel 2 angeführten Speiseeiskategorien sind sol- 
chen Erzeugnissen Vorbehalten, die den für jede 
dieser Kategorien festgesetzten Zusammensetzungs- 
bestimmungen entsprechen und müssen im Handel 
zur Bezeichnung der betreffenden Erzeugnisse ver- 
wendet werden. 

Artikel 4 

1. Zur Herstellung von Speiseeis dürfen nur ge- 
sundheitlich einwandfreie und handelsübliche Roh- 
stoffe verwendet werden. 
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2. Vorbehaltlich von Artikel 5 Absatz 1 Buchsta- 
ben a) und b) und von Anhang III Buchstabe B dür- 
fen zur Herstellung von Speiseeis nicht verwendet 
werden: 

a) andere tierisciie Feue als Ivlilchfett; 

b) andere pflanzliche Fette als Kakaobutter. 

Die Bestimmungen in Buchstabe b) gelten jedoch 
nicht für die Herstellung von Speiseeis der in An- 
hang I Kapitel 2 beschriebenen Kategorie D sowie 
der in Artikel 5 Absatz 2 genannten Überzüge. 

Artikel 5 

1. Zur Herstellung von Speiseeis dürfen nur nach- 
stehend genannte Geschmacksstoffe verwendet wer- 
den: 

a) Früchte, andere als Schalenfrüchte, einschließlich 
Fruchtpulpe, Fruchtmark und -safte, frisch oder 
haltbar gemacht, auch konzentriert oder getrock- 
net oder anders verarbeitet, ausgenommen Pulpe, 
Mark und Säfte aus geschwefelten Früchten; 

b) Schalenfrüchte und andere natürliche Geschmack- 
stoffe, frisch oder haltbar gemacht, auch konzen- 
triert oder getrocknet oder anders verarbeitet; 

c) alkoholische Getränke; 

d) natürliche Essenzen und Extrakte; 

e) synthetische Aromastoffe mit der gleichen chemi- 
schen Zusammensetzung wie die hauptsächlichen 
Bestandteile der natürlichen Aromastoffe; 

f) Äthylvanillin. 

2. Überzüge von Speiseeis, deren Zusammenset- 
zung nicht der Definition eines der Schokoladen- 
erzeugnisse entspricht, die in Buchstaben k), m), n), 
o), q) und r) des Anhangs zur Richtlinie des Rates 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten für Kakao und Schokolade aufgeführt 
sind, die jedoch nach Farbe, Struktur und Geschmack 
an diese Erzeugnisse erinnern, müssen mindestens 
8 Gewichtshundertteile fettfreie Kakaomasse enthal- 
ten. Dieser Mindestgehalt beträgt nur 5 Gewichts- 
hundertteile, wenn der Überzug mindestens 11 Ge- 
wichtshundertteile Kakaobutter und 10 Gewichts- 
hundertteile fettfreie Milchtrockenmasse enthält. 

Artikel 6 

1. Bei der Herstellung von Speiseeis dürfen nicht 
verwendet werden: 

a) andere als die in Anhang III aufgeführten Zu- 
satzstoiffe; 

b) in Anhang III aufgeführte Zusatzstoffe in einem 
Verhältnis, -das nicht den für sie festgelegten Ver- 
wendungsbedingungen entspricht. 

2. Abweichend von Absatz 1 ist bei in der Gemein- 
schaft hergestelltem Speiseeis das Vorhandensein 
von anderen als in Anhang III aufgeführten Zusatz- 
stoffen zulässig, wenn es sich dabei um Rückstände 
handelt, die aus der Behandlung der zur Herstellung 
dieses Speiseeises verwendeten Rohstoffe in über- 


einstimmamg mit den im Ursprungs-Mitgliedstaat 
geltenden Bestimmungen stammen. 

Schwefeldioxyd oder Salze von schwefligen Säuren 
sind jedoch nur bis zu 0,04 g/kg, berechnet als 
Schwefeldioxyd, zugelassen. 

Artikel 7 

Speiseeis muß bei einer höheren Temperatur als 
0 C im Inneren wieder in flüssigen Zustand über- 
gehen. 

Artikel 8 

Das Gewicht des Eises darf 500 g je Liter Fertig- 
erzeugnis nicht unterschreiten. Dieser Grenzwert be- 
trägt jedoch 400 g, wenn der Gehalt des betreffen- 
den Speiseeises an Trockenstoff insgesamt minde- 
stens 37 Gewichtshunderteile ausmacht. 

Die Bestimmungen des vorstehenden Absatzes 
gelten nicht für Speiseeis, zu dessen Herstellung 
Schlagsahne verwendet wurde und dessen Gehalt 
an Milchfett mindestens 14 Gewichtshunderteile 
ausmacht. 

Artikel 9 

1. Speiseeis darf keine pathogenen Keime oder 
deren Gifte enthalten. Unbeschadet der Definition 
der in Artikel 15 genannten Analysemethoden ist 
das Fehlen von Salmonellen und pathogenen Sta- 
phylokokken in 25 Milliliter bzw. in 0,1 Milliliter 
Ware ohne Aufschlag festzustellen. 

2. Wird festgestellt, daß Speiseeis je Milliliter 
Ware ohne Aufschlag insgesamt mehr als 100 000 
aerobe mesophile Bazillusträger oder mehr als 
100 andere koliforme Keime als Escherichia coli ent- 
hält, oder konnte das Vorhandensein von Escheri- 
chia coli in der gleichen Menge Ware ohne Auf- 
schlag nicht nachgewiesen werden, so treffen die 
zuständigen Behörden des betreffenden Mitglied- 
staates alle zweckdienlichen Maßnahmen, um die 
Ursachen dieses Mißstandes möglichst rasch zu 
beheben. 

3. Wird Speiseeis vollständig oder teilweise aus 
fermentierten Milcherzeugnissen hergestellt, so 
werden bei der Anwendung von Absatz 2 unbeiScha- 
det der in Artikel 15 genannten Einzelheiten der 
Analysemethoden die unschädlichen Keime nicht 
berücksichtigt, die bei der Gewinnung der betreffen- 
den Milcherzeugnisse entstehen. 


Artikel 10 

1. Die für die Vermarktung von Speiseeis verwen- 
deten Verpackungen oder Etikette müssen nach 
Maßgabe von Absatz 2 und 3 folgende Angaben 
gut sichtbar, deutlich lesbar und unverwischbar 
tragen: 

a) die Bezeichnung des Speiseeises, die seiner Kate- 
gorie entspricht. 
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Bei Zusammensetzungen aus zwei oder mehr 
Speiseeisarten, die verschiedenen Kategorien an- 
gehören, ist die Bezeichnung jeder dieser Arten 
abgestuft nach der Bedeutung ihres Gehalts an 
der Mischung anzugeben; 

b) bei Speiseeis mit einem in Artikel 5 Absatz 2 
genannten Überzug den Hinweis „Kakaoüber- 
zug" ; 

c) bei Speiseeis, zu dessen Herstellung ein oder 
mehrere in Artikel 5, Absatz 1, Buchstabe e) ge- 
nannte synthetische Aromastoffe verwendet wur- 
den, den Hinweis „mit . . . Geschmack", unter 
Angabe des bzw. der betreffenden Geschmack- 
stoffe; 

d) bei Speiseeis, zu dessen Herstellung Athyl- 
vanillin verwendet wurde, den Hinweis „Äthyl- 
vanillin" oder „künstliches Aroma"; 

e) bei Speiseeis, zu dessen Herstellung ein oder 
mehrere in Tabelle A von Anhang III genannte 
Farbstoffe verwendet wurden, den Hinweis „mit 
Farbstoffen"; 

f) den Namen oder die Firma und die Anschrift 
oder den Firmensitz des in der Gemeinschaft an- 
sässigen Herstellers, Verpackungsbetriebes oder 
Verkäufers; 

g) bei aus dritten Ländern eingeführtem Speiseeis 
außer den unter Buchstaben a) bis f) genannten 
Angaben den Namen des Herkunftslandes. 

2. Wird Speiseeis zum Verkauf im Einzelhandel in 
Einzelpackungen angeboten, so müssen die in Ab- 
satz 1 Buchstaben a), b), c), d) und e) genannten An- 
gaben auf einer der sichtbarsten Seiten der Ver- 
packung in gleichförmigen Buchstaben gleicher 
Farbe angebracht sein. Die Höhe der für die An- 
gaben gemäß Absatz 1 a) verwendeten Buchstaben 
muß mindestens einem Viertel aller anderen Buch- 
staben auf dieser Verpackung entsprechen und min- 
destens 2 mm betragen. 

3. Wird Speiseeis unverpackt zum Verkauf im 
Einzelhandel angeboten, so müssen die in Absatz 1 
Buchstaben a) bis g) genannten Angaben gemacht 
werden: 

a) an den Orten, an denen das Erzeugnis unmittel- 
bar dem Käufer angeboten wird: auf dem Be- 
hältnis, auf dem Gerät, in dem das Erzeugnis 
hergestellt oder vorrätig gehalten wird, oder auf 
einem an diesem befestigten Schild; 

b) in (den Verkaufsstellen, in denen diese Erzeug- 
nisse zum Verzehr an Ort und Stelle angeboten 
werden: auf den Preislisten, Speisekarten oder 
notfalls auf Anschlägen an gut sichtbarer Stelle. 

Die in Absatz 1 Buchstaben a), b), c), d) und e) ge- 
nannten Angaben müssen in mindestens 4 mm gro- 
ßen, gleichförmigen Buchstaben gleicher Farbe an- 
gebracht sein. 

Artikel 11 

1. Unbeschadet des Artikels 10, Absatz 1, Buch- 
stabe c) und des Anhangs I, Kapitel 2, Buchstaben 


B, C, E und G darf bei der Etikettierung von Speise- 
eis auf genießbare Geschmack- oder Aromastoffe 
nur unter den in Absatz 2 bis 6 genannten Voraus- 
setzzungen hingewiesen werden. 

2. Eine Bezugnahme auf die Begriffe „Joghurt" 
und „Kefir" bei der Etikettierung von Speiseeis der 
in Anhang I Kapitel 2 definierten Kategorien A 
und D ist nur zulässig, wenn der für das betreffende 
Speiseeis erforderliche Mindestgehalt an fettfreiem 
Milchtrockenextrakt ausschließlich aus den verar- 
beiteten fermentierten Milcherzeugnissen stammt. 

3. Hinweise auf eine in Artikel 5 Absatz 1 a) ge- 
nannte Frucht sind in der Etikettierung von Speise- 
eis der in Anhang I Kapitel 2 definierten Katego- 
rien A, B, C, D und F nur zulässig, wenn diese 
Frucht selbst bei der Herstellung des betreffenden 
Speiseeises in einer der in Artikel 5 Absatz 1 Buch- 
stabe a) genannten Form verwendet wurde und 
wenn sein Gehalt an dieser Frucht in frischem Zu- 
stand oder sein Gegenwert an dieser Frucht in einer 
anderen in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a) genann- 
ten Form gewichtsmäßig mindestens folgenden Men- 
gen entspricht: 

a) bei Zitronen: 10 Vo; 

b) bei anderen Früchten: 

— 15 Vo für Speiseeis der Kategorien A, B undC; 

— 20 'Vo für Speiseeis der Kategorien D und F. 

Bei Verwendung mehrerer Früchte: 

a) Die Angabe des Namens einer dieser Früchte ist 
davon abhängig, daß diese Frucht in dem be- 
treffenden Speiseeis in einer Menge enthalten 
ist, die dem in Absatz 2 vorgesehenen Verhältnis 
entspricht. 

b) Die Angabe des Namens von verschiedenen 
Früchten ist davon abhängig, daß jede von ihnen 
in ausreichender Menge verwendet worden ist, 
um die organoleptischen Eigenschaften des be- 
treffenden Speiseeises deutlich merkbar zu be- 
einflussen, wobei der Gesamtgehalt an Früchten 
in jedem Fall dem in Absatz 2 genannten Gehalt 
entsprechen muß. 

4. Bezugnahmen auf den Begriff „Eier" sind nur 
zulässig, wenn der Eigelbgehalt des betreffenden 
Speiseeises mindestens 7^/o beträgt. 

5. Bezugnahmen auf „Schokolade", auf den Stamm 
oder eine Ableitung dieses Wortes sind nur zu- 
lässig: 

a) bei der Bezeichnung von Speiseeis, wenn der 
Gehalt an fettfreier Kakaotrockenmasse des be- 
treffenden Erzeugnisses mindestens 2,5 Ge- 
wichtshundertteilen entspricht; 

b) bei der Bezeichnung des etwaigen Überzugs von 
Speiseeis, wenn dieser Überzug der Definition 
eines der Schokoladeerzeugnisse entspricht, die 
in Buchstaben k), m), n), o), q), und r) des An- 
hangs zur Richtlinie des Rates zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für 
Kakao und Schokolade genannt werden. 
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6. Bezugnahmen auf einen oder mehrere zuge- 
lassene Geschmackstoffe außer den in Absatz 2 bis 5 
genannten Stoffen sind nur zulässig, wenn die 
organoleptischen Eigenschaften des betreffenden 
Speiseeises durch diese Geschmackstoffe deutlich 
merkbar beeinflußt wurden. 


Artikel 12 

1. Es ist verboten, sowohl bei der Etikettierung 
und beim Angebot von Speiseeis zum Verkauf als 
auch bei der Werbung in jeder beliebigen Form 
Phantasiebezeichnungen, Warenzeichen, Abbildun- 
gen, sonstige Darstellungen und andere Zeichen zu 
verwenden, die eine in dieser Richtlinie geregelte 
Eigenschaft vorspiegeln sollen, welche das betref- 
fende Speiseeis nicht besitzt, und die daher den 
Verbraucher täuschen können. 

2. Waren, die nicht Speiseeis im Sinne von An- 
hang I Kapitel 1 sind, deren organoleptische Eigen- 
schaften jedoch an die organoleptischen Eigenschaf- 
ten von Speiseeis erinnern, dürfen nur vermarktet 
werden, wenn dem Verbraucher mit ihrer Auf- 
machung für den Einzelverkauf und die der sie be- 
treffenden Werbung in keiner Weise fälschlich 
suggeriert wird, daß es sich um Speiseeis handelt. 

Artikel 13 

Unbeschadet der in ihnen vorgesehenen Gemein- 
schaftsregeln stehen die Bestimmungen dieser Richt- 
linie der Beibehaltung besonderer Normen für die 
Zusammensetzung oder Aufmachung von Speiseeis 
in den Mitgliedstaaten nicht entgegen, die in Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften niedergelegt sind oder 
beständigem und loyalem Handelsbrauch entspre- 
chen und bei deren Beachtung für bestimmte Speise- 
eisarten eine besondere Bezeichnung Vorbehalten 
werden darf. 

Artikel 14 

Die Mitgliedstaaten dürfen aus Gründen, die mit 
der Zusammensetzung, den Fabrikationsmerkmalen 
und der Etikettierung Zusammenhängen, die Ver- 
marktung von Speiseeis weder verbieten noch be- 
hindern, wenn es den Begriffsbestimmungen und 
Vorschriften dieser Richtlinie und ihrer Anhänge 
entspricht. 

Sie können jedoch verlangen, daß die in Artikel 10 
Absatz 1 Buchstaben a), b), c), d) und e) vorgesehe- 
nen Angaben in ihrer Landessprache abgefaßt wer- 
den. 

Artikel 15 

1. Die Einzelheiten der Probeentnahme und die 
Analysemethoden, die zur Kontrolle der Zusam- 
mensetzung und der Fabrikationsmerkmale von 
Speiseeis erforderlich sind, werden nach dem in 
Artikel 16 vorgesehenen Verfahren festgelegt. 

2. Die Anhänge II und III dieser Richtlinie kön- 
nen nach dem gleichen Verfahren aufgrund der Er- 


gebnisse der wissenschaftlichen und technischen 
Forschung geändert und ergänzt werden. 

Artikel 16 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsitzende 
den mit Entscheidung des Rates Nr. 69/414/EWG 
vom 13. November 1969 eingesetzten Ständigen 
Lebensmittelausschuß — ■ im folgenden „Ausschuß" 
genannt — von sich aus oder auf Antrag des Ver- 
treters eines Mitgliedstaates. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnah- 
men. Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf inner- 
halb einer Frist Stellung, die der Vorsitzende nach 
der Dringlichkeit der betreffenden Frage bestimmen 
kann. Die Stellungnahme kommt mit einer Mehrheit 
von zwölf Stimmen zustande, wobei die Stimmen 
der Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des 
Vertrages gewogen werden; der Vorsitzende nimmt 
an der Abstimmung nicht teil. 

3. a) Die Kommission trifft die in Aussicht ge- 

nommenen Maßnahmen, wenn sie der Stellung- 
nahme des Ausschusses entsprechen. 

b) Entsprechen die in Aussicht genommenen Maß- 
nahmen nicht der Stellungnahme des Ausschus- 
ses oder ist keine Stellungnahme ergangen, so 
schlägt die Kommission dem Rat unverzüglich 
die zu treffenden Maßnahmen vor. Der Rat be- 
schließt mit qualifizierter Mehrheit. 

c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei 
Monaten, nachdem ihm der Vorschlag übermittelt 
worden ist, keinen Beschluß gefaßt, so werden 
die vorgeschlagenen Maßnahmen von der Kom- 
mission getroffen. 

Artikel 17 

Diese Richtlinie gilt nicht für Erzeugnisse, die zur 
Ausfuhr in dritte Länder bestimmt sind. 

Artikel 18 

1. Innerhalb eines Jahres nach Bekanntgabe dieser 
Richtlinie ändern die Mitgliedstaaten ihre Rechts- 
vorschriften entsprechend den vorstehenden Be- 
stimmungen und unterrichten die Kommission un- 
verzüglich darüber. 

2. Nach Ablauf einer weiteren Frist von zwei Jah- 
ren werden die derart geänderten Rechtsvorschriften 
auf die in der Gemeinschaft hergestellten oder in die 
Gemeinschaft eingeführten Waren angewendet. 

3. Jedoch genehmigen die Mitgliedstaaten inner- 
halb von fünf Jahren nach der Bekanntgabe dieser 
Richtlinie die Verwendung von; 

a) Maschinen, mit denen sich die in Anhang II 
Kapitel 4 Absatz 3 Buchstabe b) genannten Zu- 
bereitungen innerhalb von zwei Stunden oder 
weniger auf 8*^ C abkühlen lassen; 
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b) durchgehend arbeitenden automatischen Ma- 
schinen, die nicht den Anforderungen von An- 
hang II Kapitel 4 Absatz 4 erster Satz ent- 
sprechen, 

soweit es sich in beiden Fällen um Maschinen han- . 
delt, die schon zum Zeitpunkt der Bekanntgabe der 
Richtlinie in Betrieb waren. 

Während der gleichen Zeit genehmigen die Mit- 
gliedstaaten bei den zum Zeitpunkt der Bekannt- | 
gäbe dieser Richtlinie vorhandenen Einrichtungen, 
daß die Höhe des Belags nicht den Anforderungen 
von Anhang II Kapitel 2 Absatz 2 Buchstabe b) ent- i 
spricht, sofern sie mindestens 1,50 m beträgt. ! 


4. Außerdem tragen die Mitgliedstaaten nach Be- 
kanntgabe dieser Richtlinie dafür Sorge, daß die 
Kommission über alle Entwürfe wesentlicher Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften, die sie auf dem von 
dieser Richtlinie erfaßten Gebieten zu erlassen be- 
absichtigt, so rechtzeitig unterrichtet wird, daß sie 
sich dazu äußern kann. 


Artikel 19 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Anhang I 


Definition und Einteilung von Speiseeis 


KAPITEL 1 

Definition 

Speiseeis ist eine Lebensmittelzubereitung, die 
gleichzeitig mit oder nach der Zubereitung der An- 
sätze der zu ihrer Herstellung dienenden Rohstoffe 
durch Gefrieren in einen festen oder pastenartigen 
Zustand gebracht wird und dazu bestimmt ist, in 
gefrorenem Zustand vermarktet und verzehrt zu 
werden. 

Vorbehaltlich von Artikel 4 und 5 können zur 
Herstellung von Speiseeis unter anderem nach- 
stehende Rohstoffe verwendet werden: 

— Milch und Milcherzeugnisse, frisch, haltbar ge- 
macht, eingedickt oder gezuckert; 

— Pflanzenfett; 

— Hühnereier und Hühnereierzeugnisse; 

— Saccharose und andere Speisezucker, wie Glu- 
kosesirup, Dextrose, Fructose, Lactose; 

— Sorbit; 

— nicht veränderte Getreide- und Kartoffelstärke 
bis zu einem Höchstwert von 15 g/kg; 

— Früchte, Kakao und alle anderen in Artikel 5 
dieser Richtlinie genannten genießbaren Ge- 
schmackstoffe. 

Das zur Herstellung von Speiseeis gegebenenfalls 
verwendete Wasser muß als Trinkwasser anerkannt 
sein. 

KAPITEL 2 

Einleitung 

Speiseeis wird in die nachstehenden sieben Kate- 
gorien eingeteilt: 

A. „Eiscreme" oder „Sahneeis" 

Speiseeis mit einem Gehalt an Milchfett von min- 
destens 9 und an fettfreiem Milchtrockenextrakt von 
mindestens 7 Gewichtshundertteilen, dessen Min- ] 
destgehalt an Trockenmasse insgesamt 31 ^/o beträgt. 1 

Der Mindestgehalt an Milchfett wird auf 7 Vo fest- | 
gesetzt, wenn die Eiscreme die in Artikel 10 dieser | 
Richtlinie vorgeschriebenen Bedingungen erfüllt, so 1 
daß bei der Etikettierung die Hinweise auf Früchte * 
oder Eier verwendet werden können. 

B. „Milcheis" oder „Joghurteis" oder „Kefireis" 

Speiseeis mit einem Gehalt an Milchfett von min- 
destens 2,5 und an fettfreier Milchtrockenmasse von 
mindestes 5 Gewichtshundertteilen, dessen Mindest- 
gehalt an Trockenmasse insgesamt 28 'Vo beträgt. 

Bei „Joghurteis" und „Kefireis" muß der im vor- 
angegangenen Absatz genannte Mindestgehalt an 


! fettfreier Milchtrockenmasse ausschließlich aus den 
i verarbeiteten fermentierten Milcherzeugnissen 
stammen. 

j C. „Magermilcheis" oder „Eis aus Magerjoghurt" 
i oder „Eis aus Magerkefir" 

Speiseseis mit einem Gehalt an Milchfett von 
weniger als 2,5 und an fettfreier Milchtrockenmasse 
von mindestens 5 Gewichtshundertteilen, dessen 
Mindestgehalt an Trockenmasse insgesamt 25 
beträgt. 

Bei „Eis aus Magerjoghurt" und „Eis aus Mager- 
kefir" muß der im vorangegangenen Absatz vor- 
gesehene Mindestgehalt an fettfreier Milchtrocken- 
masse ausschließlich aus fermentierten Milcherzeug- 
nissen stammen, 

D. „Pflanzenfetteis" 

Speiseeis mit einem Mindestgehalt an Pflanzenfett 
von 5 Gewichtshundertteilen, dessen Mindestgehalt 
an Trockenmasse insgesamt 28 ^/o beträgt. 

E. „ . . . eis" oder „Eis mit . . (voran- oder nach- 
gestellt die Angabe der verwendeten in Artikel 5 
Absatz 1 Buchstaben a), b), c) oder d) genannten 
Geschmackstoffe) 

Speiseeis mit einem Mindestgehalt an Speisezucker 
von 14 Gewichtshundertteilen und dessen Mindest- 
gehalt an Trockenmasse insgesamt 25 ^/o beträgt. 

Die Bezeichnung „Fruchteis" oder „ . . . eis" oder 
„Eis mit ..." (voran- oder nachgestellt die Angabe 
einer oder mehrerer Früchte) wird unter nach- 
stehenden Bedingungen verwendet; 

a) handelt es sich um in Artikel 5 Absatz 1 Buch- 
stabe a) genannte Früchte, so muß der Gehalt an 
diesen Früchten in frischem Zustand oder sein 
Gegenwert an diesen gleichen Früchten in den 
in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a) genannten 
anderen Formen, wenn es sich um Zitronen han- 
delt, mindestens 10 Gewichtshundertteile, wenn 
es sich um andere Früchte handelt, mindestens 
20 Gewichtshundertteile betragen. Artikel 11 
Absatz 3, zweiter Unterabsatz findet Anwen- 
dung, wenn mehrere dieser Früchte verarbeitet 
wurden; 

b) handelt es sich um in Artikel 5 Absatz 1 Buch- 
stabe b) genannte Früchte, müssen diese unter 
den Bedingungen von Artikel 11 Absatz 6 ver- 
arbeitet worden sein. 

Die Bezeichnungen „Eiereis", „Schokoladeneis" 
oder „ . . . eis" oder „Eis mit ..." (voran- oder 
nachgestellt die Angabe eines der in Artikel 5 
Absatz 1 unter Buchstaben b), c) oder d) ge- 
nannten Geschmackstoffe werden verwendet, 
wenn das betreffende Speiseeis den Bestim- 
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mungen von Artikel 11 Absatz 4 bzw. 5 Buch- 
stabe a) und Absatz 6 entspricht. 

F. „Wassereis" j 

Speiseeis mit einem Mindestgehalt an Speisezucker 
von 14 Gewichtshundertteilen und dessen Mindest- 
gehalt an Trockenmasse insgesamt 15 Vo ausmacht, j 

G. „ . . . Sorbett" oder „Sorbett mit . . (voran- oder 

nadigestellt die Angabe der verwendeten, in Arti- | 
kel 5 Absatz 1 Buchstaben a) oder c) genannten ; 
Gesdimackstoffe) | 

Die Bezeichnung „Fruchtsorbett" oder „ . . . sorbett" I 
oder „Sorbett mit ..." (voran- oder nachgestellt die I 
Angabe einer oder mehrerer Früchte) wird für 
Speiseeis verwendet, dessen Mindestgehalt an in 
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a) genannten Früchten 
in frischem Zustand oder ihrem Gegenwert in einer ; 


anderen in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a) genann- 
ten Form beträgt: 

a) bei Zitronen: 15 Gewichtshundertteile, wobei der 
Mindestgehalt an Trockenmasse insgesamt 19 
Gewichtshundertteile beträgt; 

b) bei anderen Früchten: 35 Gewichtshundertteile, 
wobei der Mindestgehalt an Trockenmasse ins- 
gesamt 21 Gewichtshundertteile beträgt. 

Die Bezeichnung „ . . . sorbett" oder „Sorbett mit ..." 
(voran- oder nachgestellt die Angabe eines oder 
mehrerer in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe c) ge- 
nannten Geschmackstoffe wird verwendet bei Speise- 
eis mit einem Mindestgehalt an Trockenmasse von 
insgesamt 21 Gewichtshundertteilen, bei dessen 
Herstellung die betreffenden Geschmackstoffe unter 
den Voraussetzungen von Artikel 11 Absatz 6 mit 
verarbeitet wurden. 
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Anhang II 


Hygienische Mindestanforderungen bei der Herstellung, Verpackung, 
Aufbewahrung, Beförderung und dem Inverkehrbringen von Speiseeis 


KAPITEL 1 

Personen 

1. Mit der Herstellung und Verpackung von Speise- 
eis beschäftigte Personen müssen bei ihrer Tätigkeit 
saubere Arbeitskleidung sowie einen sauberen, aus- 
reichenden Haarschutz tragen. Sie dürfen bei ihrer 
Arbeit weder rauchen, Tabak kauen, schnupfen, 
spucken noch Medikamente einnehmen. 

2. Vor Arbeitsaufnahme und nach jeder Arbeits- 
unterbrechung müssen mit der Herstellung von 
Spreiseeis beschäftigte Personen ihre Hände und 
Arme gründlich säubern. Handelt es sich um nicht 
verpacktes Speiseeis, so gelten diese Vorschriften 
auch für Personen, die mit der Aufbewahrung, Be- 
förderung und sonstige Behandlung oder dem Ver- 
kauf beschäftigt sind. 

3. Die Hersteller und Verteiler von Speiseeis 
müssen sich in Übereinstimmung mit den einschlä- 
gigen Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates, in dem 
sie ansässig sind, vergewissern, daß die Mitglieder 
ihres Personals sich in einem einwandfreien Ge- 
sundheitszustand befinden, wenn sie an ihrem 
Arbeitsplatz das Speiseeis durch pathogene Keime 
oder übertragbare Hautleiden verseuchen könnten. 

KAPITEL 2 

Räume 

1. Speiseeis und Ansätze für Speiseeis dürfen nur 
in Räumen hergestellt werden, die hierfür bestimmt 
sind und den Anforderungen der nachstehenden 
Absätze 2 und 3 entsprechen. Der Verkauf von 
Speiseeis an den Verbraucher soll grundsätzlich in 
Räumen stattfinden, die von den Produktionsräumen 
getrennt sind. Anderenfalls muß der Hersteller die 
erforderlichen Maßnahmen treffen, um jeden Kon- 
takt der Käufer mit dem für die Herstellung be- 
nutzten Material und den verwendeten Rohstoffen 
zu verhindern. 

2. Räume, in denen Speiseeis und Ansätze für 
Speiseeis hergestellt und verpackt werden, müssen 
hygienisch einwandfrei, hell, sauber und gelüftet 
sein. Sie müssen ferner 

a) einen wasserundurchlässigen Fußboden besitzen; 

b) bis zu einer Höhe von 2 m an den Wänden mit 
abwaschbarem hellen Anstrich oder Belag ver- 
sehen sein; während eines Zeitraums von 5 Jah- 
ren nach Bekanntmachung dieser Richtlinie kann 
jedoch für Einrichtungen, die zum Zeitpunkt 
dieser Bekanntmachung schon bestehen, eine 


Höhe des Anstrichs oder Belags von 1,50 m zu- 
gelassen werden; 

c) frei von unangenehmen Gerüchen sein. 

In den Herstellungsräumen ist der Aufenthalt von 
Haustieren untersagt. Nagetiere und Insekten sind 
systematisch auszurotten. 

3. Räume, in denen Speiseeis und Ansätze für 
Speiseeis hergestellt und verpackt werden, dürfen 
nicht zu anderen Zwecken benutzt werden, welche 
die Beschaffenheit von Rohstoffen oder von Speise- 
eis beeinträchtigen oder zu Verunreinigungen der 
Räume führen können. 

4. Wasch- und Toilettenräume müssen nahe bei- 
einander liegen, leicht zugänglich sein und die er- 
forderlichen hygienischen Einrichtungen besitzen. 
Sie müssen in der Nähe der Herstellungsräume lie- 
gen, dürfen jedoch nicht direkt mit ihnen verbunden 
sein. 

5. Die Bestimmungen der Absätze 2 bis 4 finden 
keine Anwendung auf die Herstellung von Speise- 
eis der Art „soft-ice^^ oder „expresso", die in durch- 
gehend arbeitenden automatischen Maschinen und 
unter Verwendung von sterilisierten Mixflüssig- 
keiten oder -pasten oder von in Trinkwasser auf- 
gelösten Mixpulvern hergestellt werden. Die für 
diese Speisearten erforderlichen Mix-Ansätze dürfen 
jedoch nur in Räumen hergestellt werden, die den 
in diesen Bestimmungen vorgesehenen Anforderun- 
gen entsprechen. 

KAPITEL 3 

Maschinen, Apparate, Geräte und Gefäße 

1. Maschinen, Apparate, Geräte und Gefäße dürfen 

a) nur zur Behandlung von Lebensmitteln benutzt 
werden; 

b) nicht aus einem Material bestehen, das die 
organoleptischen, bakteriologischen oder chemi- 
schen Eigenschaften der Lebensmittel verändern 
oder diese gesundheitsschädlich machen kann. 

2. Maschinen, Apparate, Geräte und Gefäße 
müssen 

a) hygienisch einwandfreier Beschaffenheit, stets 
sauber und leicht zu reinigen sowie reinigungs- 
beständig sein; 

b) in regelmäßigen Zeitabständen und so oft es mit 
Rücksicht auf die Produktionsbedingungen er- 
forderlich ist, mit entsprechenden Mitteln wirk- 
sam gereinigt und desinfiziert werden, wobei 
anschließend mit einer ausreichenden Menge 
Trinkwasser nachzuspülen ist, um die Reste der 
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verwendeten keimtötenden Mittel vollständig zu 
beseitigen. 

3. Die Oberfläche der Arbeitstische muß aus har- 
tem, undurchlässigem Material bestehen; sie darf 
nicht aus Holz sein. 

4. Löffel und andere Geräte zur Herstellung von 
Ansätzen für Speiseeis (zum Umrühren und Spach- 
teln) sowie zur Herstellung von Speiseeis müssen so 
beschaffen sein, daß ein Berühren der Ansatzmasse 
und des Speiseeises mit Händen, Armen oder Teilen 
der Kleidung vermieden wird. 

5. Speiseeis-Portionierer sind in Gefäßen mit 
durchlaufendem Trinkwasser oder in säurefesten 
Gefäßen mit einer 1,5 prozentigen Zitronen- oder 
Weinsäurelösung, die stündlich zu erneuern ist, auf- 
zubewahren. 

KAPITEL 4 

Verarbeitung der Rohstoffe 

1. Die Auftautemperatur für gefrorene Eierzeug- 
nisse, die gegebenenfalls zur Eisherstellung ver- 
wendet werden, darf 10° C in der Masse nicht über- 
schreiten. Aufgetaut werden darf jedes Mal nicht 
mehr als der tägliche Bedarf an Gefrierei. 

2. Die Ansätze aller zur Herstellung von Speiseeis 
verwendeten Bestandteile, gegebenenfalls mit Aus- 
nahme von frischem oder getrocknetem Obst, sind 
unmittelbar vor dem Abkühlen einer wirksamen 
Wärmebehandlung oder jeder anderen geeigneten 
Behandlung gleicher Wirkung zu unterziehen, so 
daß das Enderzeugnis vor allem in bakteriologischer 
Hinsicht den festgesetzten Kriterien entspricht. Das 
Abkühlen nach der Wärmebehandlung bei 8° C hat 
innerhalb einer Stunde nach dieser Behandlung zu 
erfolgen. 

Werden dem derart behandelten Ansatz nicht 
pasteurisierbare Zusätze wie frische oder getrock- 
nete Früchte hinzugefügt, so muß dabei in der 
Weise vorgegangen werden, daß das Enderzeugnis 
den im vorstehenden Unterabsatz genannten Krite- 
rien entspricht. 

Der Ansatz ist sobald wie möglich, spätestens inner- 
halb von 72 Stunden zur Herstellung von Speiseeis 
zu verwenden und bis dahin auf einer Temperatur 
von nicht mehr als 4° C zu halten. Nach Ablauf 
dieser Zeitspanne muß der Ansatz erneut der vor- 
genannten Behandlung unterzogen werden. 

3. Die Bestimmungen von Absatz 2 gelten nicht bei 
Verwendung von 

a) bakteriologisch gesunden und in diesem Zustand 
haltbar gemachten gebrauchsfertigen Ansätzen, 
sofern sie bis zu ihrem Einfrieren auf einer Tem- 
peratur von nicht mehr als 4° C gehalten 
werden; 

b) bakteriologisch gesunden Eispulvern oder Eis- , 
pasten, in Trinkwasser oder in Milch aufgelöst, j 


die durch eine geeignete Wärmebehandlung ge- 
nießbar gemacht wurde, sofern diese Ansätze 
innerhalb einer Stunde auf 8° C abgekühlt wer- 
den können und — falls sie nicht unverzüglich 
gefroren werden — bis dahin auf einer Tempe- 
ratur von nicht mehr als 4° C gehalten werden 
können. 

4. Werden diese unter Ziffer 3 genannten Ansätze 
in automatischen Eismixern verwendet, so müssen 
diese geeignete Vorrichtungen aufweisen, damit die 
Ansätze ständig auf einer Temperatur von nicht 
mehr als 4° C gehalten werden. Der Ansatz darf 
sich höchstens 36 Stunden in der Maschine befinden. 

5. Etwa anfallender Rücklauf von Ansätzen oder 
von Speiseeis darf innerhalb des Betriebs erst nach 
einer erneuten Wärmebehandlung wiederverwendet 
werden, mit der sichergestellt wird, daß das End- 
erzeugnis vor allem in bakteriologischer Hinsicht 
den festgelegten Anforderungen entspricht. 

6. Die Rohstoffe sind hygienisch einwandfrei zu 
lagern; die Speiseeishersteller müssen sich von 
ihrem gleichbleibend guten Konservierungszustand 
vergewissern. 

KAPITEL 5 

Aufbewahrung und Beförderung 

1. Bei der Aufbewahrung und Beförderung von 
Speiseeis muß stets eine angemessene Kühlhaltung 
gewährleistet sein. 

Die Temperatur im Innern und an allen anderen 
Punkten der Ware ist stets niedrig genug zu halten, 
um den ursprünglichen organoleptischen und bak- 
teriologischen Charakter des Speiseeises zu er- 
halten. Die Temperatur darf niemals mehr als 
— 5° C betragen. 

2. Loses Speiseeis ist in luftgeschützten Gefäßen 
zu befördern und aufzubewahren. In Verkaufs- 
ständen ist loses Speiseeis, abgesehen von der Zeit 
während des Ausfüllens, gegen die Außenluft zu 
schützen. Es ist verboten, loses Speiseeis aus seinem 
Originalbehälter umzufüllen. 

3. Speiseeis in Verpackungen darf in Kälteräumen, 
Tiefkühlfahrzeugen und Tiefkühltruhen zusammen 
mit anderen Lebensmitteln nur unter der Voraus- 
setzung aufbewahrt werden, daß es gegen schädi- 
gende Einflüsse geschützt ist. 

Nur Lebensmittel, die in gefrorenem Zustand und 
geschützt durch eine geschlossene Verpackung ver- 
kauft werden, dürfen zusammen mit Speiseeis in 
Tiefkühltruhen aufbewahrt werden, die für den Ver- 
kauf an den Verbraucher benutzt werden. 

4. Fahrzeuge, in denen Speiseeis befördert oder 
von denen aus es verkauft wird, dürfen nicht zu 
Zwecken benutzt werden, welche die Beschaffenheit 
des Speiseeises beeinträchtigen oder zu seiner Ver- 
unreinigung führen können. 
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Anhang III 


Zusatzstoffe, deren Verwendung in Speiseeis zulässig ist 


A. Färbende Stoffe 

Alle färbenden Stoffe, die in der geänderten Fassung der Richtlinie des Rates 
vom 23. Oktober 1962 „zur Angleichung der Rechtsvorschriften für färbende 
Stoffe, die in Lebensmitteln verwendet werden dürfen"' aufgeführt sind, dürfen 
unter den in dieser Richtlinie festgesetzten Voraussetzungen in Speiseeis ver- 
wendet werden. 


B. Verdickiings- und Geliermittel; Emulgatoren und Stabilisatoren 


EWG- 

Nummer 


Bezeichnung 


Zulässige Höchst- 
menge (g/kg) 


1. Gruppe (Verdickungs- und Geliermittel *) 


E 400 

Algininsäure 



E 401 

Natriumalginat 



E 402 

Kaliumalginat j 



E 404 

Kalziumalginat j 



E 410 

Agar-Agar 



E 411 

Carrageen 


^ 5 

E 412 

Johannisbrotmehl 


1 

E 414 

Guar Gum 


1 

E 415 

Tragantgummi 


E 416 

Arabischer Gummi 



E 417 

Bassora-Gummi 


1 

1 

E 430 

Speisegelatine 

10 

E 440 

Pektine 

1 

! 

E 441 

Pektinsäure 


5 

E 442 

Natriumpektat 

J 


E 460 

Methylzellulose 

1 

1 oder 

E 461 

Carboxymethylzellulose -) 

. 

^ 4^) 


Ü Bei gleichzeitiger Verwendung mehrerer dieser Verdickungs- und Geliermittel darf die 
Summe der Anteile dieser Mittel, bezogen auf die für jedes Mittel zulässige Höchst- 
menge, den Wert 100 nicht übersteigen. 

-) Mit Viskositätsindex 1 200 op in einer 2prozentigen Lösung 
•*) Bei Speiseeis der Kategorie A 

Bei Speiseeis der Kategorien B, C, D, E, F und G 
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EWG- 

Nummer 

Bezeichnung 

Zulässige Höchst- 
menge (g/kg) 


2. Gruppe (Emulgatoren, Stabilisatoren) 


E 322 

Lezithin 


E 471 

Mono- und Diglyzeride von Speisefettsäuren 


E 472 

Mono- und Diglyzeride von Speisefettsäuren, 
die mit einer der folgenden Säuren verestert 
sind: 

c; 


Essigsäure, Milchsäure, Zitronensäure, Wein- 

einzeln oder 


säure und Diacethylweinsäure 

insgesamt 

E 473 

Zuckerester: Ester von Saccharose und Speise- 
fettsäuren 


E 474 

Zuckerglyzeride: Mischung aus Saccharose- 
estern und Mono- und Diglyzeriden von 
Speisefettsäuren 
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C. pH- und Geschmackskorrigentien» Versdiiedenes 


EWG- 

Nummer 

Bezeichnung 

Zulässige Hödist- 
menge (g/kg) 

E 270 

Milchsäure 



E 325 

Natriumlactat (Natriumsalz der Milchsäure) 



E 326 

Kaliumlactat (Kaliumsalz der Milchsäure) 



E 327 

Kalziumlactat (Kalziumsalz der Milchsäure) 



E 330 

Zitronensäure 



E 331 

Natriumzitrate (Natriumsalze der Zitronen- 
säure) 


0,5 

E 332 

Kaliumzitrate (Kaliumsalze der Zitronen- 
säure) 


einzeln oder 
insgesamt 

E 333 

Kalziumzitrate (Kalziumsalze der Zitronen- 
säure) 



E 334 

Weinsäure 



E 335 

Natriumtartrate (Natriumsalze der Weinsäure) 



E 336 

Kaliumtartrate (Kaliumsalze der Weinsäure) 



E 337 

Natrium- und Kaliumbitartrat 



E 339 

Natrium-Orthophosphate (Natriumsalze der 
Orthophosphatsäure) 


0,7 

(Gehalt an 

E 340 

Kalium-Orthophosphate (Kaliumsalze der 
Orthophosphatsäure) 


^ Phosphor- 
säure- 
anhydrid) 
einzeln oder 
insgesamt 

E 341 

Kalzium-Orthophosphate (Kalziumsalze der 
Orthophosphatsäure) 
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Begründung 


Die vorliegende Richtlinie soll die technischen 
Hemmnisse beseitigen, die aus den unterschied- 
lichen Rechts- und Verwaltungsbestimmungen resul- 
tieren, die zur Zeit für Speiseeis bestehen. 

Während der Arbeiten im Hinblick auf eine Anglei- 
chung der nationalen Rechtsvorschriften haben sich 
zwei Probleme ergeben, die durch den Vorschlag 
der Kommission gelöst werden sollen: 

1. Das erste Problem ist zu wissen, ob die zum 
Herstellen von Speiseeis zugelassenen Fettstoffe 
ausschließlich Butterfett sein müssen (diese These 
wird von Deutschland, Frankreich und Luxem- 
burg vertreten) oder ob sie auch pflanzlichen 
Ursprungs sein können, wie es in den drei an- 
deren Mitgliedstaaten bereits erlaubt ist. 

Die Kommission schlägt vor, daß pflanzliche Fett- 
stoffe beim Herstellen von Speiseeis verwendet 
werden können, wenn der Verbraucher durch die 
Kennzeichnung eindeutig hiervon unterrichtet 
wird. Die Kommission ist nämlich der Meinung, 
daß der Ausschluß von pflanzlichen Fettstoffen, 
der sich hauptsächlich auf die derzeitige Uber- 
schußproduktion auf dem Buttermarkt der Ge- 
meinschaft gründet, zwei Speiseeismärkte schaf- 
fen würde. Eine gemeinschaftliche Regelung, die 
einen solchen Ausschluß vorsehen würde, würde 
sich von den beiden Grundprinzipien jeder Har- 
monisierung entfernen, nämlich: 

a) allen Unternehmen der Gemeinschaft zu er- 
möglichen, bei freier Wahl der Rohstoffe auf 
Ebene des Gemeinsamen Marktes unter glei- 
chen Wettbewerbsbedingungen Waren zu er- 
zeugen, die den Erfordernissen der öffent- 
lichen Gesundheit entsprechen-, 

b) allen Verbrauchern in der Gemeinschaft zu 
ermöglichen, insbesondere dank einer ge- 
nauen Unterrichtung, unter den in der Ge- 
meinschaft erzeugten Waren frei zu wählen. 

2. Das zweite Problem ist die Wahl des Mittels, 
das unter den besten Bedingungen die Durchsich- 
tigkeit des Marktes und Unterrichtung des Ver- 
brauchers sicherstellt. Zu diesem Zweck wurden 
zwei Lösungen in Betracht gezogen: 

a) ein System zum Klassifizieren des Speise- 
eises in mehrere Kategorien, deren Zusam- 
mensetzung qualitativ und quantitativ festge- 
legt wird, zusammen mit reservierten und 
zwingend vorgeschriebenen Bezeichnungen; 

b) eine Lösung, die keine Warenkategorien vor- 
sieht (außer für Pflanzenfetteis und Wasser- 
eis), aber für die Etikettierung einerseits re- 
servierte Bezeichnungen, zwingend oder fa- 
kultativ und an bestimmte Bedingungen ge- 
bunden festlegt und andererseits eine 


strenge Regelung für die Verwendung be- 
stimmter Ausdrücke, wie „Milch", „Creme", 
„Frucht" oder „Ei" enthält. 

Obwohl die Kommission der Ansicht ist, daß beide 
Lösungen gleichwertig die Verwirklichung des vor- 
stehend erwähnten Ziels sicherstellen, hat sie die 
erste gewählt, die in der Arbeitsgruppe vorgezogen 
wurde. 

Unabhängig von den Lösungen der vorstehend er- 
wähnten zwei Probleme sieht der Vorschlag der 
Kommission vor: 

a) Anforderungen, denen Speiseeis in bakteriolo- 
gischer Hinsicht entsprechen muß; dabei ist zu 
präzisieren, daß der Gesamtgehalt an gewöhn- 
lichen Keimen, der in Artikel 9 vorgesehen ist, 
eine „Alarmgrenze" für die Kontrollbehörden 
darstellt und nicht eine Grenze ist, deren über- 
schreiten automatische Sanktionen nach sich 
zieht. Um das Einhalten dieser Anforderungen 
sicherzustellen, enthält der Vorschlag Hygiene- 
Vorschriften, die die Unternehmen bei Herstel- 
lung, Verpackung, Lagerung, Transport und Ver- 
marktung von Speiseeis beachten müssen; 

b) eine Begrenzung der Zusatzstoffe auf das für die 
Herstellung technisch notwendige Mindestmaß 
und die Erhaltung des Speiseeises in gutem Kon- 
servierungszustand ; 

c) die genaue Unterrichtung des Verbrauchers 
durch Angaben auf der Etikettierung von zwin- 
gend vorgeschriebenen Benennungen, von fakul- 
tativen, aber an bestimmte Voraussetzungen ge- 
bundenen, Zusatzbenennungen sowie von ande- 
ren Einzelheiten für die Unterrichtung, wie das 
Vorhandensein von Additivs. 

Schließlich legt der Vorschlag das Verfahren im 
Ständigen Lebensmittelausschuß fest, nach dem 
Analysemethoden zur Kontrolle der bakteriologi- 
schen Beschaffenheit und zur Bestimmung der Zu- 
sammensetzung von Speiseeis auszuarbeiten sind. 

Die Mitgliedstaaten sind anläßlich folgender Sitzun- 
gen konsultiert worden: 

— 8. Oktober 1968 

— 5. November 1968 

— 10. Dezember 1968 

— 21. Januar 1969 

— 19. Februar 1969 

— 14. März 1969 

~ 18. April 1969 

~ 10. und 11. Juli 1969 

— 22. und 23. September 1969 
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— 7. November 1969 

— 11. Dezember 1969 

^ 21. und 22. Mai 1970 


Konsultation des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Da sich der Vorschlag auf Artikel 100 des Vertrages 
stützt und seine Durchführung die Änderung von 
gesetzlichen Vorschriften in bestimmten Mitglied- 
Staaten zur Folge hat, sind das Parlament und der 
Wirtschafts- und Sozialausschuß zu hören. 
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